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Mitarbeiter: 31       Leiter: Dr. Theodor Gonser

Anmeldeservice im Fachdienst Gesundheit

Im Juli 1995 wurde das ehema-
lige Staatliche Gesundheits-

amt im Rahmen der Verwal-
tungsreform in das Landratsamt 
Alb-Donau-Kreis integriert. Im 
November 2003 erfolgte der 
Umzug von der Zeughausgasse 
in das Haus des Landkreises in 
der Schillerstraße. Die zentra-
le Anlaufstelle des Fachdienstes 
Gesundheit ist die Anmeldung.

Die Mitarbeiterinnen des Verwaltungssekretariats beim Fachdienst Gesundheit

Hier melden sich die Personen 
an, die zuvor telefonisch oder 
schriftlich einen Termin im Fach-
dienst Gesundheit erhalten ha-
ben. Es folgen Datenaufnahme 
und Vorbereitung der Unterla-
gen für die Untersuchung. Nach 
der Untersuchung wird unter 
Anleitung des Arztes das amts-
ärztliche Zeugnis in der Anmel-
dung erstellt, dem Kunden aus-
gehändigt oder nach erfolgter 
Schweigepflichtsentbindung an 
den Auftraggeber versendet. 

Ein Mal wöchentlich – bei Be-
darf auch öfter – finden Beleh-
rungen nach §§ 42, 43 Infek-
tionsschutzgesetz statt. Dabei 
handelt es sich um eine Hygie
neunterweisung die von Men-
schen, welche außerhalb des 
privaten hauswirtschaftlichen 
Bereichs mit Lebensmitteln um-
gehen, benötigt wird. Die Mitar-
beiterinnen der Anmeldung or-
ganisieren diese Gruppenbeleh-
rungen, kassieren die Gebühren 
und stellen Zeugnisse aus.

Unter der Rufnummer der 
Anmeldung (07 31 / 1 85-17 30) 
erreichen das Gesundheitsamt 
alle externen Telefongespräche. 
Den Anrufern wird Auskunft ge-
geben oder bei Bedarf an den 
zuständigen Mitarbeiter oder 
die zuständige Mitarbeiterin 
weitervermittelt.

Anmeldung zur  
amtsärztlichen Untersuchung

Gesundheit
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Zusätzlich zum Aufgabengebiet 
des Verwaltungssekretariats wer-
den bei der jährlichen Impfaktion 
alle 7. Klassen in Ulm und dem 
Alb-Donau-Kreis angeschrieben, 
um den Impfstatus überprüfen zu 
lassen. Des Weiteren erhalten al-
le Kindergärten und die Klassen 
1 bis 10 der Schulen in Ulm und 
dem Alb-Donau-Kreis im Rah-
men des Verweisungsverfahrens 
den „grünen Zahnzettel“, der 
vom Zahnarzt ausgefüllt werden 
muss. Im zahnärztlichen Bereich 
unterstützen die Mitarbeite-
rinnen des Verwaltungssekretari-
ats als Assistenz die Jugendzahn-
ärztin Dr. Sabine Henrich bei ih-
ren zahnärztlichen Reihenunter-
suchungen im Außendienst.

Fallzahlen des amtsärztlichen 
Dienstes nach Untersuchungsanlass

2006 2007 2008
Fallzahl Gesamt 2.716 2.735 2.874
Untersuchungsanlass
Belehrungen §§ 42/43 1.207 1.333 1.329
Unterbringungsgesetz 42 27 50
Betreuungsgesetz 123 68 103
Beratung/Untersuchung psychisch  
Kranker auf freiwilliger Basis

103 137 140

Stationäre Rehabilitationsmaßnahme 132 133 147
Übernahme ins Beamtenverhältnis 294 289 311
Dienstfähigkeit 92 67 87
Eingliederungshilfen (Formblatt A) 81 185 241
Eingliederungshilfe im Heim (Formblatt HB) 107 96 95
Pflegebedürftigkeit 58 47 39
Sonstige 477 353 332

Die Neue Grippe oder „Schweinegrippe“

Ende April 2009 bestätigte 
die Weltgesundheitsorgani-

sation (WHO) erste Fälle eines 
neuartigen Grippevirus (Influ-
enza) A/H1N1 in den USA und 
Mexiko und erklärte die Neue 
Grippe zu einem Notfall inter-
nationalen Ausmaßes (Pande-
miestufe 4). Kurz darauf wurde 
der erste Fall in Deutschland ge-
meldet und bereits am 11. Juni 
2009 rief die WHO erstmals seit 
über 40 Jahren mit der Pande-
miestufe 6 die höchste Warnung 
aus. Die zunehmende weltwei-
te Ausbreitung des neuen Influ-
enzavirus ist trotz aller Maßnah-

men nicht mehr einzudämmen 
und man kann davon ausgehen, 
dass es keine oder nur eine be-
schränkte Immunität gegen das 
neue H1N1-Virus gibt. Das Vi-
rus wird sehr leicht über Tröpf-
cheninfektion von Mensch zu 
Mensch übertragen. 

Dies zeigt sich auch in einer 
steigenden Zahl von Erkrankten: 
Bis November 2009 sind in Eu-
ropa über 150.000 Menschen 
positiv getestet worden und 424 
Menschen an der so genannten 
„Schweinegrippe“ verstorben; 
in Deutschland sind bis dahin 
21 Todesfälle bekannt gewor-

Influenzavirus A/H1N1 – 
elektronenmikroskopische Aufnahme
Quelle: CDC Centers for Disease  
Control and Prevention, Atlanta
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den. In Deutschland waren bis 
November über 60.000 Erkran-
kungsfälle, davon über 550 aus 
dem Alb-Donau-Kreis und dem 
Stadtkreis Ulm nachweislich 
bestätigt. Insgesamt wird aber 
mit diesen Zahlen nur die Spit-
ze des Eisbergs abgebildet, weil 
Ende Juli 2009 die WHO und 
seit dem 28. September 2009 
auch die Europäische Gesund-
heitsbehörde (ECDC) mit dem 
Zählen von Erkrankungsfällen 
aufgehört hat. 

Die bisherigen Krankheits-
verläufe sind hierzulande weit-
gehend als mild einzustufen. 
Die Symptome sind ähnlich wie 
bei einer saisonalen Grippe: 
Fieber, Husten, ausgeprägtes 
Krankheitsgefühl, Hals-, Kopf- 
und Gliederschmerzen. 

Zur Vorbeugung empfeh-
len sich die einfachen und be-
währten Verhaltensmaßnahmen, 
welche bei den meisten Viruser-
regern wirksam sind: 

Regelmäßiges HändeQQ
waschen mit Wasser  
und Seife, 

Verwendung von  QQ
Einmal-Taschentüchern, 

Verzicht auf BegrüßungsQQ
rituale (beispielsweise  
Händeschütteln oder  
Umarmungen) und 

keine gemeinsamen  QQ
Trinkgefäße sowie 

regelmäßiges Lüften von QQ
Räumen. 

Diese Verhaltensregeln gelten 
für alle Influenzaviren und da-
mit auch für die beginnende 
Grippesaison. 

Zur Vermeidung einer Über-
tragung und Weiterverbreitung 
von Infektionen ist auch eine 

Impfung eine sinnvolle Lösung.
Mit der Impfung gegen die 

Neue Grippe wurde bundes-
weit ab 26. Oktober 2009 be-
gonnen, zunächst bei Risiko-
gruppen, Krankenhauspersonal, 
Feuerwehr, Polizei. Die Impfung 

9 Techniken zur „Selbstverteidigung“ gegen Grippe (Plakat des Robert-Koch-Instituts)
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wird über die niedergelassenen 
Ärzte ausschließlich auf freiwil-
liger Basis angeboten. Auch das 
Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
hat seine Mitarbeiter über die 
freiwillige Impfung genau infor-
miert. Eine betriebliche Impfak-
tion ist nicht vorgesehen.

Allerdings bestehen rund 
um das Impfen momentan noch 
einige offene Fragen: Nach den 
ersten Testläufen scheint sich 
abzuzeichnen, dass vielleicht 
bereits eine einmalige Impfdosis 
für eine robuste Impfantwort ge-
nügt. Die meist harmlosen Ne-
benwirkungen (Schmerzen und 
Spannungsgefühl an der Injekti-
onsstelle) des bisher getesteten 
Impfstoffs traten im erwarteten 
Umfang auf. In der Bevölkerung 
besteht trotzdem eine gewisse 
Scheu vor der Impfung. Das 
könnte sich allerdings rasch än-
dern, falls es vermehrt zu ernst-
hafteren Krankheitsverläufen in 
der Zukunft kommen sollte. In-
formationen speziell zum Impf-
stoff findet man auf der Home-
page des Paul-Ehrlich-Instituts 
unter www.pei.de.

Aktuelle Informationen 
zur Neuen Grippe gibt es 
im Internet über die Home-
page des Alb-Donau-Kreises,  
www.alb-donau-kreis.de. 

te Pflege statt. Besonderes Au-
genmerk wird bei Heimüber-
prüfungen auf Pflegezustand 
der Bewohner, Pflegedokumen-
tation, Hygiene, freiheitsentzie-
hende Maßnahmen und Perso-
nalausstattung gelegt. Sollten 
gravierende Mängel festgestellt 
werden, kann die Heimaufsicht 
ordnungsrechtliche Maßnah-
men ergreifen, beispielsweise 
durch förmliche Anordnungen 
oder Bußgeldbescheide. 

Heimaufsicht im Alb-Donau-Kreis

Im Alb-Donau-Kreis gibt es 
derzeit 30 stationäre Einrich-

tungen mit insgesamt 1.649 Plät-
zen. Davon sind 23 Altenpflege-
heime und sieben Behinderten
einrichtungen. In Amstetten ist 
ein Altenpflegeheim in Planung.

Bei den regelmäßigen (un-
angemeldeten) Heimüberprü-
fungen wurden im vergangenen 
und im laufenden Jahr keine gra-
vierenden Mängel festgestellt. 
In der überwiegenden Zahl der 
Heime findet eine qualitativ gu-
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Die neue Landesheimbauverordnung 

Einrichtungen möglichst zentral 
in der Gemeinde oder im Stadt-
teil liegen, sicher und barriere-
frei erreichbar und gut an den 
öffentlichen Nahverkehr ange-
bunden sein.

In der Landesheimbauver-
ordnung sind folgende Eck-
punkte verankert:

Zum 1. September 2009 trat 
die neue Landesheimbau-

verordnung (LHeimBauVO) für 
Baden-Württemberg in Kraft und 
ersetzte die bis dahin bundes-
weit geltende Heimmindestbau-
verordnung (HeimMindBauV). 

Die Verordnung beschreibt 
die Grundsätze zur Ausgestal-
tung und Weiterentwicklung 
von Heimen sowie Regelungen 
zu den individuellen und ge-
meinschaftlichen Wohnbe-
reichen. Allen Heimbewohnern 
soll mit der Landesheimbau-
verordnung das Recht auf eine 
geschützte Privatsphäre in den 
stationären Einrichtungen des 
Landes gesichert werden. 

Die Weiterentwicklung der 
stationären Infrastruktur soll grund-
sätzlich durch wohnortnahe, ge-
meinde- und stadtteilbezogene 
Angebote erfolgen. Die Einrich-
tungsgrößen sollen sich an die-
sem Grundsatz orientieren und an 
einem Standort 100 Heimplätze 
nicht überschreiten. Ansonsten 
sollen die Standorte stationärer 

Zahngesundheit in Heimen

Die Zahnärzte in Baden-
Württemberg haben ein 

praxisgerechtes Pflegekonzept 
zur Verbesserung der Mund-
gesundheit pflegebedürftiger 
Menschen entwickelt. Zur Um-
setzung dieses Konzepts wur-
de für den Alb-Donau-Kreis der 
„Arbeitskreis Zahnheilkunde in 

Alters- und Behinderteneinrich-
tungen (AKABe)“ gegründet. 
Gegen eine Aufwandsentschä-
digung schulen die Zahnärzte 
das Pflegepersonal in Heimen. 
Heimbewohner, die bisher kei-
nen Hauszahnarzt haben und 
an dem Projekt teilnehmen wol-
len, werden regelmäßig unter-

Durch flexible Raumkon-QQ
zepte soll auch das gemein-
same Wohnen in einem Pri-
vatbereich möglich sein. 

Die stationären Angebote QQ
müssen immer in über-
schaubare Wohneinheiten 
(mit bis zu max. 15 Per-
sonen) untergliedert werden 
und möglichst wohnortnah 
verfügbar sein.

Für neu geplante stationäre Ein-
richtungen gelten die neuen 
heimrechtlichen Vorgaben oh-
ne Übergangsfristen. Für alle be-
stehenden Einrichtungen gilt ei-
ne Übergangsfrist von zehn Jah-
ren, wobei diese Frist auf bis zu  
25 Jahre verlängert werden kann. 
Damit hat jede Einrichtung, die 
wirtschaftlich errichtet und be-
trieben wurde, grundsätzlich die 
Chance einer vollständigen Re-
finanzierung ihrer notwendigen 
Investitionsaufwendungen. 

Heime sollen vorrangig als QQ
Wohnraum ausgestaltet 
werden und ihren Bewoh-
nern immer auch eine ge-
schützte Privat- und Intim-
sphäre bieten. 

Heimbewohnern soll daher QQ
grundsätzlich ein individu-
ell nutzbarer Wohnraum 
bzw. ein Einzelzimmer zur 
Verfügung stehen. 

Die Zimmergrößen sollen QQ
14 bis 16 Quadratmeter be-
tragen. Möglichst jedem 
Zimmer soll ein Sanitärbe-
reich mit Waschtisch, Du-
sche und WC zugeordnet 
sein. 
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sucht. Die Mitarbeiter des Ar-
beitskreises prüfen gegebenen-
falls auch notwendige Behand-
lungsmaßnahmen und führen 
diese nach Absprache durch. 

Aktuelles aus dem Einschulungs-Team

Im Jahre 2009 stellte sich dem 
Einschulungs-Team des Fach-

dienstes Gesundheit durch die 
Neukonzeption der Einschu-
lungsuntersuchung (ESU) eine 
besondere Herausforderung: die 
Bewältigung der Einschulungs-
untersuchung bei zwei Jahrgän-
gen. Neben den Kindern, die 
2009 in die Schule kamen, wa-
ren nun auch die um ein Jahr 
jüngeren Kinder zu untersu-
chen, die erst 2010 eingeschult 
werden sollen. Um diese Aufga-
be zu schultern, wurde die Un-
tersuchung des Jahrgangs 2009 
beschränkt auf Kinder mit be-

sonderen Fragestellungen. Der 
darauf  folgende Jahrgang wur-
de nach dem neuen Modell, das 
die Untersuchung bereits ein 
Jahr früher als bisher vorsieht, 
vollständig getestet, um einen 
möglichen Förderbedarf recht-
zeitig erkennen zu können.

Wegen der besonderen Schlüs
selstellung  der Sprache, insbe-
sondere für den späteren Erfolg 
in der Schule und im Berufsle-
ben, wurde auch die verbind-
liche Sprachstandserhebung an 
die ESU geknüpft. 

Nach einem Sprachscree-
ning für jedes Kind wurde bei 
auffälligen Befunden zusätz-
lich der Sprachentwicklungstest 
für Kinder im Alter von 3-5 Jah-
ren (SETK 3-5) durchgeführt, der 
nach Meinung der Experten als 
derzeit bestgeeignetes Instru-
ment der Sprachtestung für die-
se Altersgruppe gilt. 

In fünf Untertests werden da-
bei die Kompetenzbereiche des 
Sprachverstehens, der Sprach-
produktion und des Sprachge-
dächtnisses untersucht. Sowohl 
Kinder mit Auffälligkeiten der 
Sprachentwicklung als auch mit 
Problemen der Deutschkennt-
nisse werden in diesem Test 
identifiziert. So kann eine För-
derung im Kindergarten durch 
geschultes Fachpersonal, oder, 
falls notwendig, auch eine ärzt-
liche Behandlung rechtzeitig 
angegangen werden. 

Die Sprachförderung ist ei-
ne wichtige Aufgabe der Kin-
dertageseinrichtungen und soll 
im Rahmen des Orientierungs-
planes von allen Kindergärten 
durchgeführt werden. In vie-
len Einrichtungen werden zu-
sätzlich Gruppen für intensive 
Sprachförderung angeboten. Vo-
raussetzung und diagnostisches 
Element hierfür ist vor allem die 
Sprachtestung im Rahmen der 
Einschulungsuntersuchung.

Der Qualitätszirkel Heimaufsicht 
des Alb-Donau-Kreises und der 

Stadt Ulm mit dem Vertreter des 
Arbeitskreises „Alterszahnheilkunde“ 

Koffer mit Untersuchungs-
materialien für die Sprachtestung


